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Hinweise: 

Die folgenden Unterlagen sind zehn Tage vor der Gemeindeversammlung auf der Gemeindewebsite 

www.gelterkinden.ch abrufbar sowie auf der Gemeindeverwaltung einsehbar: 

- Ausführliches Protokoll der letzten Gemeindeversammlung * 

- Berichte/Anträge des Gemeinderates zu den Vorlagen * 

- Jahresrechnung zu Traktandum 1 * 

- Abrechnungen der Verpflichtungskredite zu Traktandum 1 

- Strassennetzplan Siedlung «Mutation Wolfstiege» und Planungsbericht zu Traktandum 3 

- Quartierplan, Quartierplan-Reglement und Planungsbericht zu Traktandum 4 

- Reglement über die familienergänzende Kinderbetreuung (FEB-Reglement) und die Verordnung über 

die familienergänzende Kinderbetreuung (FEB-Verordnung) zu Traktandum 5 

 

Die mit * bezeichneten Unterlagen können auch auf der Gemeindeverwaltung bezogen werden. 

http://www.gelterkinden.ch/


Gemeindeversammlung vom 23. Juni 2021 - Vorlagen des Gemeinderates Seite 2 

Hinweise betreffend COVID-19-Schutzmassnahmen 

 

• Die allgemein geltenden Schutzmassnahmen des Bundesamtes für Gesundheit (BAG), wie 

bspw. Händehygiene, Abstandhalten, Husten- und Schnupfenhygiene, sind jederzeit einzuhal-

ten. 

• Besonders gefährdete Personen sollen gemäss Empfehlungen des BAG nach wie vor möglichst 

zu Hause bleiben und Menschenansammlungen meiden. Für eine allfällige Teilnahme an der 

Veranstaltung haben sie besondere Vorkehrungen zu treffen, um die Hygieneempfehlungen 

des BAG einhalten zu können (zum Beispiel Hygienemaske). 

• Kranke oder sich krank fühlende Personen werden dazu aufgerufen, die Veranstaltung nicht zu 

besuchen. Sollten sie dies dennoch tun, wird der Einlass verwehrt. Es findet eine Eingangskon-

trolle statt. 

• Beachten Sie die Anweisungen beim Einlass, sodass die Anwesenden sich möglichst nicht 

kreuzen. 

• Im Gebäudeinnern gilt eine allgemeine Maskenpflicht. Die Hygienemaske darf nur von den 

Rednerinnen und Rednern abgezogen werden, welche bei den Mikrofonen stehen. 

• Die Teilnehmenden haben unverzüglich ihre Sitzplätze einzunehmen. Ein Verweilen im Vor-

raum/Foyer ist nicht erlaubt. 

• Es findet keine Pause statt und es gibt keine Verpflegung/keinen Apéro. 

• Nach Beendigung der Veranstaltung ist diese unverzüglich zu verlassen. Ein Aufenthalt im Vor-

raum/Foyer ist nicht gestattet. 

 

 

Beachten Sie auch die Informationen auf der 

Gemeindewebsite 

www.gelterkinden.ch  

 

oder auf der Website des BAG 

www.bag-coronavirus.ch. 

 

 

 
 

http://www.gelterkinden.ch/
http://www.bag-coronavirus.ch/


Gemeindeversammlung vom 23. Juni 2021 - Vorlagen des Gemeinderates Seite 3 

Beschlussprotokoll der Gemeindeversammlung vom 9. Dezember 2020 

 

Protokoll 

 

://:  Das ausführliche Protokoll der Gemeindeversammlung vom 24. Juni 2020 wird genehmigt. 

 

 

Traktandum 1: 

Kenntnisnahme Finanzplan 2021-2025 

 

Kein Beschluss. 

 

 

Traktandum 2: 

Budget 2021 (inkl. Festlegung Steuern, Gebühren, Abgaben, Beiträge und Genehmigung 

Gesamtstellenprozente) 

 

://: Genehmigung der Steuersätze, Gebühren mitsamt Vorteils- und Anschlussbeiträgen und Er-

satzabgabe. 

 

://: Genehmigung der Gesamtstellenprozente 2021. 

 

://: Genehmigung des Budgets für das Jahr 2021. 

 

 

Traktandum 3: 

Investitionskredit „Tempo 30“ 

 

://: Genehmigung eines Investitionskredites für die flächendeckende Einführung von Tempo 30 

auf Gemeindestrassen über CHF 336'000. 

 

 

Gelterkinden, 9. Dezember 2020 Die Gemeindeverwalter-Stv. 

  Theres Fuchs 

 

 

Separate Beilage: Ausführliches Protokoll 

(siehe Hinweise auf Seite 1) 
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Traktandum 1: Genehmigung Jahresrechnung 2020 

 

1. Übersicht über den Abschluss der Rechnung (in CHF) 

 

 Rechnung Budget Differenz 
+ = besser als Budget 

- = schlechter als Budget 
Rechnung Einwohnergemeinde   
(exkl. Spezialfinanzierungen)  - 1‘213‘049.80  - 29‘325  - 1‘183‘724.80 
Spezialfinanzierungen      
Wasserversorgung  + 184‘511.45  + 216‘270  - 31‘758.55 
Abwasserbeseitigung  + 68‘445.40  - 57‘050  + 125‘495.40 
Abfallbeseitigung  - 116‘149.85  - 146‘125  + 29‘975.15 

Total inkl. Spezialfinanzierungen  - 1‘076‘242.80  - 16‘230  - 1‘060‘012.80 

 

2. Kommentar der Ergebnisse / Begründung der hauptsächlichen Abweichungen zur lau-

fenden Rechnung 

 

2.1 Feststellungen allgemein 

 

Erfolgsrechnung Einwohnergemeinde (exklusive Spezialfinanzierungen): 

Bei einem Gesamtaufwand von CHF 25‘459‘429.66 und einem Ertrag von insgesamt 

CHF 24‘246‘379.86 resultiert ein Aufwandüberschuss von CHF 1‘213‘049.80. Im Budget ist von ei-

nem Aufwandüberschuss von CHF 29‘325 ausgegangen worden. Dieses Ergebnis konnte nur 

dank der Auflösung von in früheren Zeiten gebildeten Vorfinanzierungen erreicht werden. Ohne 

diese Auflösung von Vorfinanzierungen wäre das Ergebnis minus CHF 1‘909‘268.75. 

 

Eine Rechnung kann immer von zwei Seiten betrachtet werden, gegenüber Budget oder gegen-

über einer vergleichbaren Gemeinde bzw. der Organisation in einer anderen Situation. 

 

Wenn die Abweichungen vom Budget betrachtet werden, so sind folgende Werte festzuhalten: 

 

- CHF 760‘039.00 Abschreibung Liegenschaft für Verkauf Marabu 

- CHF 179‘040.00 Wertberichtigung Land Kauf Liegenschaft Marabu 

- CHF 79‘467.00 weniger Finanzausgleich 

- CHF 144‘126.85 weniger Steuerertrag als budgetiert 

- CHF 107‘000.00 mehr für Reorganisation soziale Dienste; die Mehrkosten setzen sich wie folgt 

zusammen: A) CHF 66’000 Personalressourcen für Interimslösung (Kündigung und Mutter-

schaft) und Aufbau Soziale Dienste nach Übernahme von ORS Service AG; B) CHF 41'000 Inf-

rastruktur Soziale Dienste nach Übernahme von ORS Service AG. 

- CHF 153‘714.60 höhere Beiträge an Alters-/Pflegeheime 

- CHF 351’514.02 höhere Kosten für die Primarschule; besondere Effekte wie Mutterschaft, 

Langzeitkrankheiten und eine zusätzliche Kleinklasse sind angefallen. 

- CHF 153‘586.40 tiefere Kosten für Kindergarten; ein 7. Kindergarten wurde nicht realisiert. 
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Traktandum 1: Genehmigung Jahresrechnung 2020 

 

Unabhängig vom Budget sind folgende Positionen in der Erfolgsrechnung hervorzuheben: 

 

- CHF 653’062.84 (bzw. effektiv CHF 1‘056‘896.19 ohne Vorfinanzierungen) Betrieb Hallen-

Freibad 

- Eine nicht exakt zu beziffernde Grösse bei den Primarschulen, wo Gelterkinden neben der in-

tegrativen Schulung zusätzlich auch noch Kleinklassen und Einführungsklassen betreibt 

- CHF 760‘039.00 Abschreibung Liegenschaft für Verkauf Marabu 

- CHF 179‘040.00 Wertberichtigung Land Kauf Liegenschaft Marabu 

 

Die Rechnung weicht stark vom Budget ab. Der Gemeinderat und auch die Verwaltung sind sich 

bewusst, dass das Budget nicht nur eine Ausgabebewilligung ist, sondern auch als Planungs- und 

Führungsinstrument dient. Hier hat die Einwohnergemeinde Gelterkinden als Organisation grossen 

Nachholbedarf. 

 

Der Gemeinderat durchleuchtet aktuell Bilanz und Erfolgsrechnung der Gemeinde. Gemeinderat 

und Verwaltung sind sich bewusst, dass es Anstrengungen braucht und so nicht weitergehen 

kann. Der Gemeinderat hat zwei Massnahmen eingeleitet: 

 

1. Mit der dp Dienstleistungen GmbH aus Diegten wurde ein externer Berater engagiert, der den 

Gemeinderat bei Analyse und Massnahmen im Bereich Organisation von Gemeinderat und 

Verwaltung unterstützt. Diese Massnahme soll in zwei Bereichen greifen, nämlich Befähigung 

zu Verbesserungen und Prozessoptimierung. 

2. Der Gemeinderat plant unabhängig von der Massnahme 1 ein Entlastungspaket in Höhe von 

CHF 3 Mio. jährlich. Das Paket wird auf Basis einer sachlichen Auslegeordnung, die das Wün-

schenswerte vom Notwendigen trennt, aufgebaut. Das Paket wird tiefe Einschnitte bedeuten. 

Es werden dazu Beschlüsse vom Gemeinderat und der Gemeindeversammlung gefasst werden 

müssen. 

 

Der Gemeinderat geht davon aus, dass die ersten Massnahmen im Jahr 2022 greifen werden, die 

Gemeinde somit 2021 nochmals einen grossen Verlust einfahren wird. Es ist jetzt rasches Handeln 

gefordert, die Verschuldung nimmt weiter zu. Der Gemeinderat lädt schon heute die Bevölkerung 

dazu ein, sich mit Ideen zu Sparmassnahmen einzubringen. 

 

Der Gemeinderat ist sich bewusst, dass es harte Einschnitte geben wird. Er ist jedoch auch über-

zeugt, dass dies im langfristigen Sinn der Bevölkerung ist. Je eher die Gemeindekasse entlastet 

wird, desto eher wird die Gemeinde wieder handlungsfähig und kann von einem Sanierungspro-

gramm in ein Entwicklungsprogramm übergehen. 

 

2.2 Feststellungen zur laufenden Rechnung (in Klammern die Zahlen des Budgets) 

 

2.2.1 Aufwand 

 

Abschreibungen Verwaltungsvermögen: 

Die Abschreibungen mit CHF 1‘243‘518.49 (CHF 1‘264‘350) liegen um CHF 20‘831.51 unter 

Budget.  
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Traktandum 1: Genehmigung Jahresrechnung 2020 

 

Finanzaufwand: 

Die Fremdkapitalkosten sind trotz tieferer Schulden (31. Dezember 2019 CHF 24‘088‘543.00 zu 

31. Dezember 2020 CHF 21‘670‘839.55) in Bezug auf die langfristigen Schulden mit 

CHF 102‘496.80 nahezu genauso hoch wie budgetiert. Dass der Finanzaufwand insgesamt mit 

CHF 1‘164‘356.92 massiv höher ist, beruht auf den Wertberichtigungen Marabu (Finanzvermögen) 

im Betrag von CHF 939‘079.00. 

 

Transferaufwand: 

Der Transferaufwand liegt um CHF 770‘324.75 unter Budget. Dies vor allem wegen den niedrige-

ren Kosten im Sozialhilfebereich. Im Transferaufwand sind Positionen enthalten wie z.B. Entschä-

digungen an öffentliche Unternehmen (Kranken- und Pflegeheime), an private Organisationen wie 

Spitex, an Gemeinde/Zweckverbände wie z.B. Regionale Musikschule Gelterkinden, Beiträge an 

private Haushalte wie Sozialhilfeempfänger und vor allem auch an den Kanton wie z.B. Ergän-

zungsleistungen AHV. 

 

2.2.2 Ertrag 

 

Steuereinnahmen: 

Von den Gesamtsteuereinnahmen des Jahres 2020 entfallen CHF 11‘856‘338.10 

(CHF 12‘120‘000) auf die natürlichen Personen. Die Einnahmen von den juristischen Personen be-

tragen CHF 615‘179.65 (CHF 553‘000). Diese tieferen Steuereinnahmen tragen dazu bei, dass die 

Rechnung ins Minus fällt. Das sind pro Kopf Steuereinnahmen von CHF 1‘912.31. 

 

Ausgehend von einem Steuerfuss von 59 % und von Einkommenssteuern natürlicher Personen 

aus der laufenden Rechnung von CHF 10‘701‘319.00 (exklusive Vermögenssteuer, Quellensteuer, 

Kapitalabfindungen, Strafsteuern und Vorjahre) entspricht 1 % Steuerfuss rund CHF 181‘378. 

 

Horizontaler Finanzausgleich: 

Der horizontale Finanzausgleich liegt unter der budgetierten Annahme. Er beläuft sich auf 

CHF 4‘793‘033.00 (CHF 4‘872‘500). Dies ist eine Folge der Covid-19-Pandemie. 

 

2.3 Feststellungen zur Bilanz 

 

2.3.1 Aktiven 

 

Vermögensverteilung: 

Vom Gesamtvermögen von CHF 69‘188‘180.78 entfallen CHF 38‘026‘588.23 auf das Finanzver-

mögen und CHF 31‘161‘592.55 auf das Verwaltungsvermögen. Vom Finanzvermögen im Betrag 

von CHF 38‘026‘588.23 entfallen CHF 26‘523‘376 auf Sachanlagen. 

 

Sachanlagen des Verwaltungsvermögens: 

Die Sachanlagen des Verwaltungsvermögens haben in der Buchhaltung per Ende 2020 unter Be-

rücksichtigung der Investitionen, der Vorteilsbeiträge Strasse sowie der Abschreibungen von 

CHF 31‘013‘533.55 auf CHF 30‘126‘008.35 abgenommen. 
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Traktandum 1: Genehmigung Jahresrechnung 2020 

 

2.3.2 Passiven 

 

Schulden: 

Die langfristigen Finanzverbindlichkeiten (Reform Basellandschaftliche Pensionskasse inkl. Darle-

hen) belaufen sich auf CHF 21‘670‘634.40. Ende 2020 betrugen die kurz- und langfristigen Schul-

den bei rund 6‘200 Einwohner/innen rund CHF 3‘495 pro Kopf. Somit bezahlen alle Einwoh-

ner/innen 1.83 Jahre lang Steuern, um die Schulden zu begleichen. 

 

2.4 Überblick über den Aufwandsüberschuss 

 

Zusammengefasst sieht das Resultat wie folgt aus: 

 

Aufwandsüberschuss vor Gewinnverwendung CHF 1‘213‘049.80 

 

Verwendung 

Zuweisung in Bilanzüberschuss CHF 1‘213‘049.80 

 

2.5 Entwicklung des Bilanzüberschusses 

 

Der Bilanzüberschuss der Einwohnergemeinde Gelterkinden reduziert sich infolge des Aufwand-

überschusses um CHF 1‘213‘049.80 und beträgt per 31. Dezember 2020 neu CHF 14‘825‘016.37. 

 

3. Feststellungen zu den Spezialfinanzierungen (in Klammern die Zahlen des Budgets) 

 

3.1 Feststellungen zur Spezialfinanzierung Wasserversorgung 

 

Diese schliesst mit einem Minderertrag von CHF 184‘511.45 (CHF 216‘270) ab. Im Bereich Was-

serversorgung wurden im vergangenen Jahr CHF 434‘228.55 investiert. Die Wasseranschlussbei-

träge machten CHF 354‘877.85 aus. Die Sachanlagen der Wasserversorgung weisen per 31. De-

zember 2020 einen Wert von CHF 1‘177‘259.30 aus. Das Eigenkapital beträgt per 31. Dezember 

2020 CHF 2‘294‘152.58. 

 

3.2 Feststellungen zur Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung 

 

Die Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung schliesst mit einem Mehrertrag von CHF 68‘445.40 

(minus CHF 57‘050) ab. Die Sachanlagen der Abwasserbeseitigung weisen per 31. Dezember 

2020 einen Wert von CHF 485‘514.45 aus. Das Eigenkapital beträgt per 31. Dezember 2020 (ex-

klusive Vorfinanzierungen in der Höhe von CHF 1‘045‘000.00) CHF 3‘405‘298.40. 

 

3.3 Feststellungen zur Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung 

 

Es resultiert ein Mehraufwand von CHF 116‘149.85 (CHF 146‘125). Das Eigenkapital beträgt per 

31. Dezember 2020 CHF 304‘778.02. 
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Traktandum 1: Genehmigung Jahresrechnung 2020 

 

4. Abrechnung Verpflichtungskredite 

 

Folgende Verpflichtungskredite können abgerechnet werden: 

 

Konto Objekt Bewilligter Kredit 
[CHF] 

Effektive Kosten 
[CHF] 

Saldo 
[CHF] 

- = Kredit unterschritten 

+ = Kredit überschritten 

2170.5040.11 Projektierung Schul-
bau Hofmatt 

 1‘000‘000.00  928‘530.70  - 71‘469.30 

2170.5040.12 Neubau Schulhaus 
Hofmatt 

 6‘689‘000.00  6‘645‘274.84  - 43‘725.16 

3411.5060.01 Anschaffungen Mobi-
liar, Neubau Hallen-
bad 

 150‘000.00  147‘972.15  - 2‘027.85 

 

5. Antrag 

 

5.1 Genehmigung der Jahresrechnung der Einwohnergemeinde für das Jahr 2020 (inklusive Ab-

schreibungen und punktuellen Budgetüberschreitungen) mit einem ausgewiesenen Auf-

wandüberschuss von CHF 1‘213‘049.80. 

5.2 Kenntnisnahme der Abrechnungen der Verpflichtungskredite. 

 

 

Separate Beilagen: Jahresrechnung 

(siehe Hinweise auf Seite 1) Abrechnungen der Verpflichtungskredite 
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Traktandum 2: Kenntnisnahme Bericht der Geschäftsprüfungskommission 

 

Bericht der Geschäftsprüfungskommission 

 

Dem Gemeindegesetz entsprechend erstattet die Geschäftsprüfungskommission (GPK) hiermit 

zuhanden der Gemeindeversammlung Bericht über ihre Tätigkeit und ihre Feststellungen im ver-

gangenen Jahr. 

 

1. Einleitung 

 

Aufgaben der GPK  

«Die Geschäftsprüfungskommission führt für die Gemeindeverwaltung die Oberaufsicht über 

alle Gemeindebehörden und Verwaltungszweige durch.» (Gemeindegesetz, § 102, Abs. 1) 

 

«Sie prüft, ob die Rechtsnormen generell richtig angewendet und die Gemeindeversamm-

lungsbeschlüsse ordnungsgemäss vollzogen worden sind. Sie prüft nicht die individuelle Rich-

tigkeit.» (Gemeindegesetz, § 102, Abs. 3) 

 

Wahl der GPK 

Die GPK besteht aus fünf Mitgliedern der Gemeindekommission. Die Amtsdauer fällt mit derje-

nigen der Gemeindekommission zusammen. Wahlorgan der GPK ist die Gemeindekommissi-

on. 

 

Mitglieder der GPK 

Im Berichtsjahr 2020 setzte sich die GPK wie folgt zusammen: 

• Christoph Belser 

• Christoph Bitterlin, Vizepräsident und Aktuar 

• Sabina Erny ab 27. August 2020 

• Sarina Heiniger bis 30. Juni 2020 

• Nadja Schmidt 

• Patrick Tschudin, Präsident 

 

Prüfungstätigkeit der GPK 

Es ist die Aufgabe der GPK, nebst den geplanten Schwerpunktprüfungen und den wiederkeh-

renden Prüfungen auch Bemerkungen oder Beanstandungen aus der Bevölkerung entgegen-

zunehmen und gegebenenfalls zu prüfen. 

 

Im Berichtsjahr 2020 hat die GPK in insgesamt 10 Arbeitssitzungen und zusätzlichen Schwer-

punktprüfungen die Geschäfte des Gemeinderates, der Gemeindeverwaltung, der Kommissio-

nen und weiterer Dienste geprüft. 

 

Die Prüfungen erfolgten durch Einsichtnahme in Protokolle und Korrespondenz. Zur Behand-

lung spezifischer Themen und zur Vertiefung von Fragestellungen wurden weitere Akten ein-

gesehen und mit Vertretern von Gemeinderat, Gemeindeverwaltung und Kommissionen Ge-

spräche geführt. 
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Traktandum 2: Kenntnisnahme Bericht der Geschäftsprüfungskommission 

 

2. Schwerpunktthemen 

 

a) Neubauprojekt Hallenbad 

Das Neubauprojekt Hallenbad wurde bereits im Vorjahr abgeschlossen und der Bevölkerung 

übergeben. In der Zwischenzeit konnte die Schlussabrechnung eingesehen und damit die Prü-

fung abgeschlossen werden. Die GPK stellt fest, dass die Ausschreibungen und Vergaben der 

Geschäfte, die Gegenstand der Stichproben waren, regelkonform durchgeführt wurden. Die 

Schlussabrechnung und die damit zusammenhängenden Beschlüsse der Baukommission und 

des Gemeinderats sind gut dokumentiert und somit nachvollziehbar. 

 

b) Neubauprojekt Schulhaus 

Die Schlussabrechnung für das im Jahr 2019 abgeschlossene Neubauprojekt Schulhaus Hof-

matt liegt vor und konnte durch die GPK eingesehen werden. Dabei hat die GPK festgestellt, 

dass die Schlussabrechnung vollständig ist, jedoch in Bezug auf die Dokumentation der Bau-

kommissionssitzungen zeitliche Lücken bestanden. 

 

Empfehlungen der GPK 

Die GPK wiederholt ihre Empfehlungen aus den Vorjahren, bei zukünftigen Bauprojekten eine 

zentrale Projektdokumentation zu führen, welche durch die Abteilung Bau jederzeit eingesehen 

werden kann. Es ist zudem auf eine lückenlose und zeitaktuelle Dokumentation der Baukom-

missionssitzungen zu achten. 

 

c) Neubauprojekte allgemein 

Das Vorhandensein von adäquaten Ressourcen und Kompetenzen zur Führung von grossen 

und komplexen Bauvorhaben ist ein zentraler Erfolgsfaktor für Bauprojekte in der Grössenord-

nung der erfolgreich umgesetzten Neubauten Hallenbad und Schulhaus Hofmatt. Diese Res-

sourcen sollten in der Gemeindeverwaltung oder in der Baukommission ausreichend vorhan-

den sowie mobilisierbar sein. 

 

Empfehlungen der GPK 

Zur Unterstützung der Projektorganisation sowie als unabhängige Instanz mit einer Aussenper-

spektive wäre bei zukünftigen Projekten in dieser Grössenordnung die Einsetzung eines Bau-

projekt-Controllers zur Projektbegleitung bezüglich Baufortschritt, Finanzen, Honorarberechti-

gungen etc. zu prüfen. Des Weiteren ist inskünftig auf eine klare Festlegung der honorarbe-

rechtigten bzw. Bonus/Malus-berechtigten BKP-Positionen im Vorfeld und vor Vertragsab-

schluss zu achten. Zur Erlangung von Planungs- und Kostensicherheit sowie Risikoreduktion 

könnten in Zukunft auch Generalunternehmer (GU) /Totalunternehmer (TU) -Modelle in Be-

tracht gezogen werden. 

 

d) Personalwesen 

Das Personalwesen umfasst sämtliche Aktivitäten zur Gewinnung, Erhaltung, Förderung und 

Verabschiedung von Mitarbeitenden. Im weiteren Sinne umfasst das Personalwesen sinnge-

mäss auch die Organisationskultur und leistet einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der Or-

ganisationsziele.  
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Traktandum 2: Kenntnisnahme Bericht der Geschäftsprüfungskommission 

 

Die GPK hat das Personalwesen der Gemeindeverwaltung geprüft. Dabei wurden nebst allge-

meinen rechtlichen und organisatorischen Aspekten auch die vorhandenen Prozesse und die 

eingesetzten Instrumente betrachtet. Anhand von Stichproben wurden diverse Dokumente ein-

gesehen und zur Vertiefung wurden diverse Interviews mit Mitarbeitenden der Gemeindever-

waltung sowie Gemeinderäten geführt. Dabei hat die GPK den Eindruck gewonnen, dass das 

Personalwesen zwar grundsätzlich zweckmässig organisiert ist, jedoch einzelne Bereiche klei-

nere Defizite aufweisen. Für diese werden nachfolgend Empfehlungen gemacht. 

 

Empfehlungen der GPK 

Zum Zweck einer eindeutigen Aufgabenverteilung empfiehlt die GPK, die Schnittführung zwi-

schen den Gemeinderats-Bereichen «Personalführung» und «Personaladministration» und der 

Leitung der Gemeindeverwaltung eindeutig festzulegen und zu dokumentieren. 

 

Des Weiteren empfiehlt die GPK, in Bezug auf Lohneinstufungen von Funktionen oder Funkti-

onsgruppen zwecks Referenzierung regelmässig einen Quervergleich mit vergleichbaren Ge-

meinden vorzunehmen. 

 

Darüber hinaus empfiehlt die GPK, den Umgang mit möglichen Interessenskonflikten von Ge-

meindefachpersonen in Form einer Verhaltensrichtlinie schriftlich zu regeln. 

 

3. Weitere Themen 

 

Die GPK hat sich im Berichtsjahr u.a. mit den folgenden weiteren Themen befasst: 

 

Bewältigung der COVID-19 bedingten Ausnahmesituation 

Bei ihrer Prüftätigkeit hat die GPK den Eindruck erhalten, dass die Gemeindeverwaltung die 

sich stellenden besonderen Herausforderungen in Zusammenhang mit der COVID-19 beding-

ten Situation grundsätzlich gut bewältigt hat. Dazu hat die in den Vorjahren weiter vorangetrie-

bene Digitalisierung, insbesondere der vermehrte Einsatz der Verwaltungsapplikation 

«CMI/Axioma», positiv beigetragen. 

 

Baurechtswesen 

Die durch die GPK empfohlene Ausarbeitung eines Gesamtkonzepts und Prozessdokumenta-

tion des Baurechtswesens ist erfolgt. Bei der Nachverfolgung hat die GPK weitere Verbesse-

rungsvorschläge gemacht, darunter die Dokumentation der übergeordneten Grundsätze und 

Leitlinien der Baurechtsvergaben sowie die Prüfung der Parameter bei Baurechtsvergaben an 

Investoren. 

 

Prüfungskonzept GPK 

Wie in den Vorjahren wurde auch im Berichtsjahr die Risikobeurteilung überprüft und die Mehr-

jahres-Prüfungsplanung der GPK entsprechend angepasst. 

 

Koordination mit der Rechnungsprüfungskommission (RPK) 

Gemeinsam mit der RPK wurden aktuelle Fragestellungen und Themen aufgenommen sowie 

die Prüfungsprozesse koordiniert. Zur Vermeidung von Überschneidungen wurde wie in den 

Vorjahren eine Aufgabenabgrenzung vorgenommen. 
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4. Schlussbemerkungen 

 

Im Rahmen der von ihr getätigten Kontrollen kann die GPK für das Berichtsjahr 2020 bestäti-

gen, dass die Gemeindeorgane die gesetzlichen Vorgaben beachtet und ihre Kompetenzen 

eingehalten haben.  

 

Die GPK dankt dem Gemeinderat, den Mitarbeitenden der Verwaltung und den Kommissions- 

und Behördenmitgliedern für ihren Einsatz sowie für die gute und angenehme Zusammenar-

beit. 

 

 

Gelterkinden, 8. Mai 2021 

 

 

Patrick Tschudin, Präsident   Christoph Bitterlin, Aktuar 
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1. Ausgangslage 

 

Bereits im Jahr 2014 beschloss die Gemeindeversammlung, die Erschliessung der Sport- und 

Freizeitzone künftig über die Brücke südöstlich des Hallen-Freibades vorzusehen. Insbesondere 

sollte damit eine zweckmässige Zufahrt zum in der Sport- und Freizeitzone geplanten Parkplatz 

ermöglicht werden. Unter Bezugnahme auf einen früheren, nicht einfach nachvollziehbaren Kan-

tonsgerichtsentscheid in dieser Angelegenheit, genehmigte der Regierungsrat diese Erschlies-

sungsweise jedoch nicht. 

 

Seither fanden verschiedene Gespräche mit Kantonsvertretungen (Tiefbauamt, Amt für Raumpla-

nung, Polizei usw.) statt. Im Mai 2019 wurde zudem ein Augenschein durchgeführt. In der Folge 

konnte eine Einigung zwischen Kanton und Gemeinde erreicht werden. Als Voraussetzung für die 

Zustimmung des Kantons zur geplanten Erschliessung musste ein Vorprojekt für die optimale Ein-

mündung in die Kantonsstrasse erarbeitet werden. Dieses lag am 8. Juni 2020 vor und wurde vom 

Kanton in zustimmendem Sinne zur Kenntnis genommen. 

 

Auf dieser Basis kann nun die Mutation des Strassennetzplanes Siedlung - im Sinne des Gemein-

deversammlungsbeschlusses aus dem Jahre 2014 - vorgenommen werden. 

 

2. Kantonale Vorprüfung und öffentliches Mitwirkungsverfahren 

 

Kantonale Vorprüfung: Sämtliche Unterlagen sind dem kantonalen Amt für Raumplanung zur Vor-

prüfung eingereicht worden. Mit Schreiben vom 1. Dezember 2020 hatte es Stellung genommen. 

Die darin aufgeführten Vorgaben sind für die definitive Version der Mutation Wolfstiege im Stras-

sennetzplan Siedlung berücksichtigt worden. 

 

Öffentliches Mitwirkungsverfahren: Die Quartierplan-Unterlagen wurden gemäss Raumplanungs-

gesetz im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens vom 20. August bis 11. September 2020 öffentlich 

zugänglich gemacht. Es erfolgte eine Eingabe, die mit der einsprechenden Person geklärt werden 

konnte. Eine Anpassung der Unterlagen zur Mutation des Strassennetzplanes war dazu nicht not-

wendig. 

 

3. Antrag 

 

Zustimmung zur Mutation Wolfstiege im Strassennetzplan Siedlung. 

 

 

Anhang (auf Seite 14): Strassennetzplan Siedlung «Mutation Wolfstiege» (zur Orientie-

rung) 

Separate Beilage: Planungsbericht 

(siehe Hinweise auf Seite 1) 
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ANHANG 

 

Strassennetzplan Siedlung «Mutation Wolfstiege» 

(Der nachfolgend abgedruckte Plan dient zur Orientierung. Der zu beschliessende Plan liegt zehn 

Tage vor der Gemeindeversammlung in der Gemeindeverwaltung auf und ist an der Gemeinde-

versammlung einsehbar.) 
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1. Ausgangslage 

 

Die Quartierplanung "Maren" umfasst die Parzellen Nr. 818 und 3126, welche sich im Bereich zwi-

schen dem Marenweg und der Gemeindegrenze zu Ormalingen im Osten Gelterkindens befinden. 

Die Quartierplanung bezweckt eine Bebauung, welche dem Grundsatz des haushälterischen Um-

gangs mit den vorhandenen Landressourcen Rechnung trägt. Vorgesehen ist die Erstellung von fi-

nanziell erschwinglichen Reihenhäusern sowie im südlichen Teil ein Doppel-Mehrfamilienhaus, in 

dessen Erdgeschoss auch Geschäftsnutzungen möglich sind. Die Parkierung erfolgt hauptsächlich 

unterirdisch. 

 

Da das Quartierplan-Areal im Osten direkt an das Marenbächli grenzt, soll mit der Quartierplanung 

gleichzeitig auch der Gewässerraum definitiv festgelegt werden. 

 

Der Quartierplan "Maren" weist folgende Eckwerte auf: 

- Fläche des QP-Perimeters 5'936 m2 

- Überbauungsziffer (ÜZ) 30 % 

- Ausnützungsziffer 72 % 

- Anzahl Wohneinheiten (falls keine Gewerbenutzung): 15 Reihen-EFH 

 10 Wohnungen 

 

Detaillierte weitere Angaben zur Quartierplanung können dem Planungsbericht gemäss Art. 47 

RPV entnommen werden. 

 

2. Planungsgrundsätze 

 

Die Planung entspricht den rechtlichen und planerischen Grundlagen der Gemeinde. Insbesondere 

erfüllt sie auch die nachfolgend aufgeführten erhöhten Qualitätsanforderungen, die Quartierpla-

nungen im Vergleich zur Normalbauweise erfüllen müssen (gemäss Art. 14 Zonenreglement Sied-

lung): 

 

- Hohe Qualität bezüglich Städtebau und Architektur: Das Projekt wurde der kantonalen Arealbau-

kommission vorgelegt, welche sie zur Weiterbearbeitung empfahl. Insbesondere wird die ge-

samthafte Planung des Grundstücks mit einem Quartierplan und ihrer architektonisch einheitli-

chen Überbauung begrüsst. 

- Gute Einfügung in die bauliche und dorflandschaftliche Umgebung: Die Bebauung hält sich be-

treffend Gebäudehöhen und Nutzungsmass weitgehend an den in den Zonenvorschriften festge-

legten Rahmen und passt sich gut in die bestehende Umgebung ein. 

- Grössere zusammenhängende Grünflächen, Bäume sowie Spiel- und Freizeitflächen: Insgesamt 

wird der Grünraum rund 31 % der Fläche des Quartierplanareals ausmachen und den Bewoh-

ner/innen zur Verfügung stehen. 

- Erhöhte bau- und siedlungsökologische Anforderungen: Die Bauten sollen vorwiegend in Holz-

bauweise erstellt werden. Zur ökologischen Gestaltung des Aussenraumes befinden sich im 

Quartierplan-Reglement zahlreiche Vorgaben. 

- Fortschrittliche Massnahmen zur Energienutzung: Gemäss Quartierplan-Reglement ist die Mi-

nergie-Kennzahl (MKZ) einzuhalten. Bezüglich Heizung wird ein Anschluss an die Wärmever-

bundanlage bevorzugt. Die definitive Prüfung der Anschlussmöglichkeit kann allerdings erst im 

Baugesuchsverfahren erfolgen. 
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- Zweckmässige Festlegung der Flächen für den Fussgänger- und Fahrverkehr sowie für die 

Parkplätze und Garagen: Der motorisierte Verkehr wird in erster Linie über die Strasse March-

matten direkt in die drei Einstellhallen geführt. Von der Ormalingerstrasse her wird eine Fuss-

gängerverbindung über die Marchmatten und den Marenstich zum Marenweg erstellt. 

 

3. Verkehrsgutachten 

 

Zur Beurteilung des zusätzlichen Verkehrsaufkommens im Zusammenhang mit der Realisierung 

des Quartierplans "Maren" wurde ein separates Verkehrsgutachten in Auftrag gegeben. Zusam-

menfassend kommt dieses zu den folgenden Schlussfolgerungen: 

 

- "Die berechneten Mehrbelastungen des Quartierplans sind vergleichsweise klein und mit dem 

Ausbaugrad der Strassen verträglich." 

- "Am Knoten Ergolzstrasse/Marenweg sind durch den Quartierplan keine massgebenden Verän-

derungen im Betriebsablauf zu erwarten." 

 

4. Gewässerraum 

 

In Absprache mit dem Kanton wird zusammen mit Quartierplan Maren, auch der Gewässerraum 

für das Marenbächli definitiv festgelegt. Er ist identisch mit dem Gewässerraum, der für diesen Be-

reich gemäss der separaten - noch in Bearbeitung befindlichen - Vorlage für das gesamte Sied-

lungsgebiet vorgesehen ist. 

 

5. Kantonale Vorprüfung und öffentliches Mitwirkungsverfahren 

 

Kantonale Vorprüfung: Sämtliche Unterlagen sind dem kantonalen Amt für Raumplanung zur Vor-

prüfung eingereicht worden. Mit Schreiben vom 3. April 2020 hatte es Stellung genommen. Die da-

rin aufgeführten Vorgaben (siehe Anhang 2 des Planungsberichts) sind für die definitive Version 

der Quartierplanung berücksichtigt worden. 

 

Öffentliches Mitwirkungsverfahren: Die Quartierplan-Unterlagen wurden gemäss Raumplanungs-

gesetz im Rahmen des Mitwirkungsverfahrens vom 16. Januar bis 6. Februar 2020 öffentlich zu-

gänglich gemacht. Am 14. Oktober 2020 erfolgte zudem ein Gespräch mit den Mitwirkenden. Die 

Stellungnahmen des Gemeinderates zu den verschiedenen Mitwirkungseingaben gehen aus An-

hang 4 des Planungsberichts hervor. 

 

6. Antrag 

 

Zustimmung zur Quartierplanung "Maren", bestehend aus 

- Quartierplan und 

- Quartierplan-Reglement. 

 

 

Anhang 1 (auf Seite 17): Beantragter Quartierplan (zur Orientierung) 

Anhang 2 (auf Seite 19): Beantragtes Quartierplan-Reglement (zur Orientierung) 

Separate Beilage: Planungsbericht 

(siehe Hinweise auf Seite 1)  
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ANHANG 1 

 

Beantragter Quartierplan 

(Die nachfolgend abgedruckten Pläne dienen zur Orientierung. Der zu beschliessende Plan liegt 

zehn Tage vor der Gemeindeversammlung in der Gemeindeverwaltung auf und ist an der Ge-

meindeversammlung einsehbar.) 
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ANHANG 2 

 

Beantragtes Quartierplan-Reglement 

(Das nachfolgend abgedruckte Reglement dient zur Orientierung. Das zu beschliessende Regle-

ment liegt zehn Tage vor der Gemeindeversammlung in der Gemeindeverwaltung auf und ist an 

der Gemeindeversammlung einsehbar.) 
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Gemeindeversammlung vom 23. Juni 2021 - Vorlagen des Gemeinderates Seite 22 

Traktandum 4: Quartierplanung Maren 
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1. Ausgangslage 

 

Per 1. Januar 2017 trat das kantonale Gesetz über die familienergänzende Kinderbetreuung in 

Kraft. Es hat zum Zweck, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erleichtern. Es definiert die 

Ziele sowie wesentliche Begriffe und regelt die Grundzüge betreffend das Betreuungsangebot für 

Kinder im Alter von drei Monaten bis zum Ende der Primarstufe. Als Angebote der familienergän-

zenden Kinderbetreuung gelten Tagesfamilien, welche einer gemäss § 3 dieses Gesetzes aner-

kannten Tagesfamilienorganisation angehören sowie Einrichtungen der Kinderbetreuung (z.B. Kin-

dertagesstätten) im Sinne der bundesrechtlichen Bestimmungen über das Pflegekinderwesen und 

von den Gemeinden anerkannte und periodisch überprüfte Betreuungsformen, sofern die Angebo-

te allen Kindern der Gemeinde nach Massgabe der verfügbaren Plätze offenstehen. Die Gemein-

den haben die Möglichkeit, zwischen Objekt- und/oder Subjektsubventionierungen zu wählen. Bei 

der Objektsubventionierung wird die Einrichtung (z.B. Verein Tagesfamilien) finanziell unterstützt 

und bei der Subjektsubventionierung die Leistungsbeziehenden (erziehungsberechtige Personen). 

Die Gemeinde Gelterkinden hat sich für eine Kombination beider Arten entschieden. So wird der 

Verein Tagesfamilien Oberes Baselbiet weiterhin als «Objekt» subventioniert, während der Besuch 

von Kindertagesstätten mit Betreuungsgutschriften - nach Massgabe der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit (Einkommen) der erziehungsberechtigten Personen - unterstützt wird. Das Gesetz 

über die familienergänzende Kinderbetreuung sieht weiter eine Verpflichtung der Gemeinden zu 

Bedarfserhebungen vor. Der Kanton bleibt wie bisher zuständig für die Bewilligung der Kinderta-

gesstätten. 

 

2. Bedarfserhebung 

 

Vor den Sommerferien 2019 wurde die erste Bedarfserhebung durchgeführt. Die dabei erhobenen 

Daten dienen der Gemeinde zur Steuerung der notwendigen Massnahmen im Bereich der fami-

lienergänzenden Kinderbetreuung. Befragt wurden Eltern mit Kindern bis und mit Primarstufe. Von 

den 443 versandten Fragebogen sind 183 wieder eingegangen, was einem Rücklauf von gut 41 % 

entspricht. Das bestehende Angebot wurde als positiv aufgenommen. Aus der Erhebung lässt sich 

schliessen, dass bereits heute zahlreiche Kinder in Gelterkinden familienergänzend betreut werden 

mit steigender Tendenz v.a. im Bereich Vorschulalter. Festzustellen war aber auch, dass grund-

sätzlich ein erweiterter Bedarf an Tagesbetreuung und finanzieller Unterstützung von Familien be-

steht. Auf dieser Basis hat der Gemeinderat beschlossen, ein neues Reglement auszuarbeiten, 

das die schul- und familienergänzende Kinderbetreuung regelt. 

 

3. Erwägungen 

 

Das bestehende Angebot mit der Kombination der Betreuung durch die Organisation Tagesfami-

lien oberes Baselbiet (VTOB) und dem Mittagstisch für Kindergarten- und Primarschüler soll in der 

heutigen Form bestehen bleiben. Neu soll aber auch der Besuch von privaten Kindertagesstätten 

unterstützt werden, weshalb sich der Gemeinderat entschied, im Reglement eine Mischung von 

objekt- und subjektsubventionierter Unterstützung anzuwenden. Bei der Erarbeitung des neuen 

Reglements über die familienergänzende Kinderbetreuung in der Gemeinde Gelterkinden hat sich 

der Gemeinderat an bestehenden und bewilligten Reglementen anderer Gemeinden orientiert. Die 

nun vorliegende Fassung wurde durch die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion BL (BKSD) vorge-

prüft. Substanziell mussten keine grösseren Anpassungen vorgenommen werden, sodass nach 
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der Beschlussfassung durch die Gemeindeversammlung die Genehmigung durch die BKSD in 

Aussicht gestellt wurde. 

 

Zusammenfassung der wichtigsten Reglementsbestimmungen: 

 

• Nicht das steuerbare, sondern das massgebende Einkommen* dient als Bemessungsgrundlage 

für die Subventionen.  

• 20 % des Reinvermögens über CHF 100'000 wird zum Einkommen gezählt. 

• Das für die Subvention massgebende Einkommenslimit beträgt CHF 120'000 und ist im Regle-

ment in Art. 8 Abs. 7 festgeschrieben. 

• Die konkrete Abstufung der Beiträge werden in der Verordnung festgelegt. 

• Das Angebot des VTOB (Verein Tagesfamilien oberes Baselbiet) bleibt weiterhin auf der Basis 

einer Leistungsvereinbarung bestehen. 

• Der Mittagstisch wird weiterhin objektfinanziert angeboten. 

• Das FEB-Reglement tritt mit der Genehmigung durch den Kanton in Kraft.  

• Ein Vergleich mit Gemeinden ähnlicher Grösse, welche das FEB-Reglement schon eingeführt 

haben, zeigt, dass mit einem Subventionsvolumen von CHF 25'000 im Budget 2022 gerechnet 

werden muss.  

 

* Als massgebendes Einkommen gilt das effektive Einkommen der Gesuchsteller gemäss Ziffer 

399 der Steuererklärung. Liegt das Reinvermögen gemäss Ziffer 899 der Steuererklärung über 

CHF 100'000, werden 20 % des über diesem Wert liegenden Betrages hinzugerechnet. Abgezo-

gen wird hingegen der Kinderabzug gemäss Ziffer 750 der Steuererklärung. 

 

4. Inhalt der FEB-Verordnung 

 

Auf Verordnungsstufe werden vor allem verwaltungstechnische Details wie z.B. die Art und Weise 

der Antragsstellung, Grundsätze der Berechnung der Betreuungsgutschriften, Auszahlung usw. 

geregelt. Wesentlich sind die konkrete Abstufung der Gemeindebeiträge sowie der zeitliche Be-

treuungsanspruch, die ebenfalls auf Stufe Verordnung durch den Gemeinderat festgelegt werden. 

In Art. 8 Abs. 7 des FEB-Reglements wird das Einkommenslimit mit CHF 120'000, bis zu welchem 

Subventionen ausgerichtet werden, festgehalten. In der Verordnung schlägt der Gemeinderat je-

doch vor, die Limite in einer ersten Phase auf CHF 100'000 zu begrenzen. 

 

Die konkrete Abstufung der Gemeindebeiträge sieht gemäss Anhang 1 der FEB-Verordnung wie 

folgt aus: 

 

Einkommenskategorie Massgebendes Einkommen 
[CHF] 

Höhe der Gutschrift 
[CHF/Stunde] 

1 0 – 5‘000 9 

2 5‘001 – 10‘000 9 

3 10‘001 – 15‘000 9 

4 15‘001 – 20‘000 9 

5 20‘001 – 25‘000 9 

6 25‘001 – 30‘000 9 

7 30‘001 – 35‘000 9 

8 35‘001 – 40‘000 9 
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9 40‘001 – 45‘000 9 

10 45‘001 – 50‘000 8 

11 50‘001 – 55‘000 7 

12 55‘001 – 60‘000 6 

13 60‘001 – 65‘000 5 

14 65‘001 – 70‘000 4 

15 70‘001 – 75‘000 3 

16 75‘001 – 80‘000 2 

17 80‘001 – 85‘000 1 

18 85‘001 – 90‘000 1 

19 90‘001 - 95‘000 1 

20 95‘001 – 100‘000 1 

21 über 100‘000 0 

 

Vorläufig erhalten Einkommen bis maximal CHF 100'000 Gemeindebeiträge. Der Gemeinderat soll 

aber die Möglichkeit erhalten, diese Limite bis zum Maximum von CHF 120'000 zu erhöhen, ohne 

das Reglement ändern und der Gemeindeversammlung vorlegen zu müssen. Mit der bewusst 

festgelegten, relativ hohen Einkommensgrenze von CHF 120'000, bis zu welcher Gemeindebeiträ-

ge ausgerichtet werden, wollte der Gemeinderat auch dem sogenannten ,,Mittelstand" bei der Ver-

einbarkeit von Beruf und Familie entgegenkommen. 

 

Damit Gemeindebeiträge an die Betreuungskosten erhalten werden können, müssen die Erzie-

hungsberechtigten mindestens zusammen ein Erwerbspensum von 110 % und mehr leisten. Der 

zeitliche Anspruch wird ebenfalls in der Verordnung definiert. Die Abstufung sieht im Detail gemäss 

Anhang 2 der FEB-Verordnung wie folgt aus: 

 

Erwerbspensum 
(zwei Personen im Haushalt) 

[%] 

Erwerbspensum 
(ein/e Erziehungsberechtigte/r 

im Haushalt) 
[%] 

Maximaler Anspruch von 
Betreuungsstunden pro 

Jahr 
(10 Stunden/Tag) 

110 10 236 

120 20 472 

130 30 708 

140 40 944 

150 50 1‘180 

160 60 1‘416 

170 70 1‘652 

180 80 1‘888 

190 90 2‘124 

200 100 2‘360 

 
5. Antrag 

 
Dem Reglement über die familienergänzende Kinderbetreuung (FEB-Reglement) wird zugestimmt. 
 
 
Anhang 1 (auf Seite 28): Beantragtes FEB-Reglement (zur Orientierung) 

Anhang 2 (auf Seite 33): FEB-Verordnung (zur Orientierung) 
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ANHANG 1 

 

Beantragtes Reglement über die familienergänzende Kinderbetreuung (FEB-Reglement) 

(Das nachfolgend abgedruckte Reglement dient zur Orientierung. Das zu beschliessende Regle-

ment liegt zehn Tage vor der Gemeindeversammlung in der Gemeindeverwaltung auf und ist an 

der Gemeindeversammlung einsehbar.) 

 

 
Die Gemeindeversammlung der Einwohnergemeinde Gelterkinden, gestützt auf § 46 Absatz 1 und § 47 Absatz 1 Ziffer 2 

des Gesetzes über die Organisation und die Verwaltung der Gemeinden vom 28. Mai 1970 (Gemeindegesetz, SGS 180) 

sowie § 6 des Gesetzes über die familienergänzende Kinderbetreuung vom 21. Mai 2015 (FEB-Gesetz, SGS 852), be-

schliesst:  

 

A ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

Art. 1 Inhalt 
1 Das FEB-Reglement bildet die Grundlage für die Unterstützung der familien- und schulergänzenden Kinderbe-

treuung durch die Einwohnergemeinde Gelterkinden im Früh- und Primarstufenbereich. 

 
2 Es regelt die Angebote der familienergänzenden Kinderbetreuung im Früh- und im Primarstufenbereich und 

die finanziellen Leistungen der Gemeinde an Erziehungsberechtigte und Angebote der familienergänzenden 

Kinderbetreuung. 

 

Art. 2 Ziele 
1 Die Gemeinde Gelterkinden stellt ein Grundangebot an familienergänzender Betreuung von Kindern bis zum 

Abschluss der Primarstufe sicher. 

 
2 Die Unterstützung durch die Gemeinde Gelterkinden verfolgt folgende Ziele: 

a. Erleichtern der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie der beruflichen Aus- und Weiterbildung oder 

des Wiedereinstiegs in eine berufliche Tätigkeit; 

b. Gleichstellung von Mann und Frau in Beruf und Familie; 

c. Finanzielle Eigenständigkeit von Einwohnerinnen und Einwohnern mit Kindern; 

d. Minderung von Familienarmut; 

e. Vermindern der Abhängigkeit von der Sozialhilfe; 

f. Ermöglichen von Eingliederungsmassnahmen der Arbeitslosenversicherung oder der Invalidenversiche-

rung; 

g. Verbessern der gesellschaftlichen und sprachlichen Integration und der Chancengerechtigkeit der Kinder; 

h. Umsetzen der Empfehlungen oder Verfügungen einer kantonalen oder kommunalen Behörde zum Schutz 

oder Wohl des Kindes; 

i. Fördern eines attraktiven Wohn- und Arbeitsumfeldes. 

 

Art. 3 Begriffe 
1 Als Angebote der familienergänzenden Kinderbetreuung gelten auf der Grundlage von § 2 FEB-Gesetzes vom 

21. Mai 2015: 

a. Einrichtungen der Kinderbetreuung im Sinne der bundesrechtlichen Bestimmungen über das Pflegekin-

derwesen, namentlich Kindertagesstätten und modulare und/oder gebundene Tagesstrukturen für Schul-

kinder; 

b. Tagesfamilien, welche einer anerkannten Tagesfamilienorganisation angehören; 

c. von Gemeinden anerkannte und periodisch überprüfte Betreuungsformen. 

 
2 Der Frühbereich umfasst Kinder im Alter von drei Monaten bis zum Eintritt in den Kindergarten. 

 
3 Als Babys werden Kinder zwischen drei und 18 Monaten bezeichnet. 

 
4 Der Primarstufenbereich umfasst Kinder, welche den Kindergarten oder die Primarschule besuchen. 
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5 Erziehungsberechtigte sind Eltern oder andere Personen, welche für die Betreuung von Kindern zuständig 

sind. 

 
6 Gefestigte Lebensgemeinschaft: Eine Lebensgemeinschaft gilt als gefestigt, wenn sie seit mindestens zwei 

Jahren besteht oder mindestens ein gemeinsames Kind umfasst. 

 
7 Beiträge sind Geldleistungen oder Preisreduktionen der Gemeinde zur Vergünstigung der familienergänzen-

den Kinderbetreuung. 

 
8 Betreuungsgutschriften: Finanzielle Beiträge der Gemeinde, welche in der Regel direkt an die Erziehungsbe-

rechtigten nach Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ausbezahlt werden. 

 
9 Kinder mit besonderen Bedürfnissen sind Kinder, die eine gezielte Integration, Betreuung und Förderung 

brauchen. In der Regel sind es Kinder mit einer körperlichen oder kognitiven Einschränkung, gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen und Verhaltensauffälligkeiten. 

 

Art. 4 Unterstützung durch die Gemeinde 

 

Subjektbezogene Beiträge 

 
1 Die Gemeinde leistet subjektbezogene Beiträge an die Erziehungsberechtigten zur Vergünstigung der Inan-

spruchnahme eines Angebots der familienergänzenden Kinderbetreuung: 

a. im Frühbereich für den Besuch von Kindertagesstätten oder Tagesfamilien oder von der Gemeinde aner-

kannten und periodisch überprüften Betreuungsformen; 

b. im Primarstufenbereich für den Besuch von Kindertagesstätten, Tagesfamilien, modularen und/oder ge-

bundenen Tagesstrukturen für Schulkinder oder von der Gemeinde anerkannten und periodisch überprüf-

ten Betreuungsformen. 

 

Objektbezogene Beiträge 

 
2 Die objektbezogenen Beiträge der Gemeinde werden ausgerichtet für die Deckung von administrativen und 

organisatorischen Aufwendungen, welche die Anbieter im Auftrag oder anstelle der Gemeinde erbringen. Die 

Grundlagen (Objektfinanzierung) sind in Art. 11 FEB-Reglement festgelegt. 

 
3 Objektbezogene Beiträge werden nur an Anbieter ausgerichtet, mit welchen der Gemeinderat eine Leistungs-

vereinbarung abgeschlossen hat. 

 

Art. 5 Anerkennung und Überprüfung von Betreuungsformen durch die Gemeinde 
1 Der Gemeinderat kann Betreuungsangebote, welche nicht den bundesrechtlichen Bestimmungen über das 

Pflegekinderwesen unterstehen, anerkennen. 

 
2 Betreuungsangebote können anerkannt werden, wenn 

a. das Angebot allen Kindern der Gemeinde Gelterkinden nach Massgabe der verfügbaren Plätze offen steht 

und 

b. die Abklärungen der Gemeinde ergeben, dass die Voraussetzungen gemäss Art. 15 der Eidgenössischen 

Verordnung über die Aufnahme von Pflegekindern (Pflegekinderverordnung, PAVO) vom 19. Oktober 

1977 (Stand am 20. Juni 2017) in genügendem Mass erfüllt werden. Der Gemeinderat kann die Voraus-

setzungen in einer Verordnung konkretisieren. 

 
3 Die Anerkennung wird in Form einer Verfügung vom Gemeinderat erteilt und ist befristet. 

 
4 Vom Gemeinderat anerkannte Angebote werden periodisch, in der Regel mindestens alle zwei Jahre, von der 

Gemeinde überprüft. 

 
5 Der Gemeinderat kann die Überprüfung der anerkannten Angebote an Dritte delegieren. 
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6 Im Rahmen der Überprüfung werden die notwendigen Informationen anhand von Dokumenten, Augenschein 

vor Ort und Besprechungen gesammelt, um zu beurteilen, ob die Anerkennungsvoraussetzungen eingehalten 

werden. Der Gemeinderat kann das Vorgehen in der Verordnung konkretisieren. 

 

B BETREUUNGSGUTSCHRIFTEN 

 

Art. 6 Anspruchsberechtigung 
1 Anspruchsberechtigt sind Erziehungsberechtigte mit Wohnsitz in Gelterkinden, wenn ihr Kind in einem Ange-

bot gemäss Art. 3 Abs. 1 FEB-Reglement betreut wird. 

 
2 Für den Bezug von Betreuungsgutschriften ist berechtigt, wer mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllt: 

a. die Erziehungsberechtigten gehen einer Erwerbstätigkeit nach; 

b. sie besuchen eine berufsorientierte Aus- oder Weiterbildung; 

c. sie besuchen Eingliederungsmassnahmen der Invalidenversicherung; 

d. sie beziehen Leistungen der Arbeitslosenversicherung. 

 
3 Die zeitliche Beanspruchung durch eine der Tätigkeiten gemäss Abs. 2 beträgt  

a. bei einer alleinerziehenden erziehungsberechtigten Person mindestens 10% 

b. bei erziehungsberechtigten Personen in ungetrennter Ehe, eingetragener Partnerschaft oder gefestigter 

Lebensgemeinschaft mindestens 110%; 

 
4 Im Falle einer sozialen Indikation, verfügt durch den Sozialdienst der Gemeinde oder die Kindes- und Erwach-

senenschutzbehörde, sind die Erziehungsberechtigten des betroffenen Kindes zum Bezug von Beiträgen der 

Gemeinde im zeitlichen Umfang der Verfügung berechtigt. 

 
5 Der Gemeinderat kann in Ausnahmefällen spezielle Regelungen bewilligen. 

 

Art. 7 Massgebendes Einkommen 
1 Als massgebendes Einkommen wird das Einkommen der antragstellenden erziehungsberechtigten Person be-

trachtet. Lebt/leben die erziehungsberechtigte/n Person/en in ungetrennter Ehe, gefestigter Lebensgemein-

schaft oder eingetragener Partnerschaft, so werden die beiden Einkommen zusammengezählt, soweit sie 

nicht bereits in einer gemeinsamen Steuererklärung zusammen erfasst sind. 

 
2 Das massgebende Einkommen ergibt sich aus: 

a. den Einkünften gemäss Ziffer 399 der rechtskräftigen Veranlagungsverfügung Staatssteuer vermehrt um 

weitere Einkünfte und vermindert um berechtigte Abzüge; 

b. einem Vermögenszuschlag von 20% des Reinvermögens (Position 899 der rechtskräftigen Veranlagungs-

verfügung Staatssteuer) abzüglich eines Freibetrags in der Höhe von CHF 100‘000; 

c. abzüglich des Sozialabzugs der Bundessteuer gemäss Ziffer 750 pro minderjähriges Kind im gleichen 

Haushalt lebend. 

 
3 Bei Personen, die der Quellensteuer unterliegen, entspricht das massgebende Einkommen dem Bruttolohn 

abzüglich einer Reduktion um 25%, vermehrt um weitere Einkünfte und vermindert um berechtigte Abzüge. 

 
4 Bei selbständig Erwerbstätigen entspricht das massgebende Einkommen dem für die Berechnung des aktuel-

len AHV-Beitrages massgebenden Lohn, vermehrt um weitere Einkünfte und vermindert um berechtigte Ab-

züge. 

 

Art. 8 Höhe und Umfang der Betreuungsgutschriften 
1 Die Höhe der Betreuungsgutschriften sowie der maximale Anspruch (Anzahl Betreuungsstunden) richten sich 

nach dem massgebenden Einkommen gemäss Art. 7 FEB-Reglement sowie dem Pensum der Erwerbstätig-

keit gemäss Art. 6 Abs. 3 FEB-Reglement. 

 
2 Die Erziehungsberechtigten leisten einen Beitrag an die Betreuungskosten von mindestens CHF 2 pro Kind 

und Betreuungsstunde. 
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3 Die Betreuungsgutschrift sinkt mit zunehmendem massgebendem Einkommen der Erziehungsberechtigten 

gemäss Anhang 1 der Verordnung zu diesem Reglement. 

 
4 Der maximale Beitrag der Gemeinde beträgt CHF 9.00 pro Stunde und wird bis zu einem massgebenden Ein-

kommen von CHF 45'000 geleistet. Liegt das massgebende Einkommen höher, reduziert sich der Gemeinde-

beitrag entsprechend. 

 
5 Für Kinder unter 18 Monaten sowie Kinder mit besonderen Bedürfnissen gemäss Art. 3 Abs. 9 FEB-

Reglement werden zusätzlich CHF 2.00 pro Betreuungsstunde gewährt. Der zusätzliche Babytarif wird nur 

ausbezahlt, falls die Betreuungsinstitution effektiv einen "Babytarif" verrechnet. 

 
6 Die Höhe der Betreuungsgutschrift wird um allfällige Beiträge von Arbeitgebern an familienergänzende Kin-

derbetreuung vermindert. 

 
7 Bis zu einem massgebenden Einkommen von maximal CHF 120‘000 werden Beiträge der Gemeinde ausge-

richtet. Die aktuell gültigen Ansätze werden vom Gemeinderat in Anhang 1 der Verordnung festgelegt. 

 
8 Die konkrete Abstufung der Beiträge wird in Anhang 1 der Verordnung festgelegt. 

 
9 Die Gemeindebeiträge gemäss den Abs. 4 und 5 werden der Teuerung angepasst. Der Teuerungsindex rich-

tet sich nach dem Landesindex der Konsumentenpreise, Stand Dezember 2015 = 100 Punkte. 

 

Art. 9 Pflichten der Anspruchsberechtigten 
1 Die Anspruchsberechtigten sind verpflichtet, der Gemeinde: 

a. die zur Bemessung benötigten Auskünfte vollständig und wahrheitsgetreu anzugeben sowie die zweck-

dienlichen Unterlagen einzureichen; 

b. Veränderungen der Verhältnisse, die eine Änderung des Anspruchs zur Folge haben könnten, innert zehn 

Tagen seit Eintreten der Veränderung mitzuteilen. 

 
2 Die Details zu den notwendigen Unterlagen werden in der Verordnung geregelt. 

 
3 Ungerechtfertigte Auszahlungen in Bestand und Höhe werden von der Gemeinde zurückgefordert. Rückforde-

rungen können mit laufenden Betreuungsgutschriften verrechnet werden. Die Rückerstattungsforderung muss 

innert zwei Jahren seit Bekanntwerden ihres Grundes gestellt werden. 

 
4 In besonderen Härtefällen kann der Gemeinderat die Rückerstattungsforderung reduzieren oder erlassen. 

 

Art. 10 Datenschutz 

Die Erziehungsberechtigten erklären sich mit der Unterzeichnung des Antrags auf Beiträge der Gemeinde damit 

einverstanden, dass die Gemeinde und die Angebote der familienergänzenden Kinderbetreuung soweit Infor-

mationen austauschen dürfen, als diese zur Klärung der Beitragsberechtigung und der Abrechnung dienen. 

 

Art. 11 Bedingungen für teilnehmende Betreuungseinrichtungen 
1 Erziehungsberechtigte können Betreuungsgutschriften für die Betreuung in Einrichtungen geltend machen, 

welche 

a. über eine Bewilligung oder Anerkennung des zuständigen Amts verfügen und/oder 

b. eine Leistungsvereinbarung mit der Gemeinde abgeschlossen haben. 

 
2 Die Details zur Leistungsvereinbarung werden in der Verordnung geregelt. 

 

C SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

Art. 12 Verordnung 

Der Gemeinderat regelt den Vollzug des FEB-Reglements in einer Verordnung. 
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Art. 13 Zuständigkeit 
1 Die Gemeindeverwaltung verfügt den Beginn und den Umfang der Beiträge der Gemeinde. 

 
2 Alle anderen Verfügungen werden vom Gemeinderat erlassen. 

 

Art. 14 Rechtsmittel 
1 Gegen Verfügungen der Gemeindeverwaltung kann innert zehn Tagen nach Erhalt beim Gemeinderat Be-

schwerde erhoben werden. 

 
2 Gegen Verfügungen des Gemeinderats kann innert zehn Tagen nach Erhalt beim Regierungsrat des Kantons 

Basel-Landschaft schriftlich und begründet Beschwerde erhoben werden. 

 

Art. 15 Rechtsanspruch 

Es besteht kein Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz in einer bestimmten Betreuungsform bzw. in einem 

bestimmten Betreuungsangebot und auf den Abschluss einer Leistungsvereinbarung mit der Gemeinde. 

 

Art. 16 Genehmigung und Inkrafttreten 

Das FEB-Reglement tritt mit der Genehmigung durch die Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion des Kantons Ba-

sel-Landschaft in Kraft.  

 
Beschlossen von der Einwohnergemeindeversammlung Gelterkinden am xx. xxxx 2021. 
 
 Einwohnergemeinde Gelterkinden 
 Der Präsident: Der Verwalter: 
 Peter Gröflin Christian Ott 
 
Genehmigt von der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion des Kantons Basel-Landschaft am xx. xxxx 2021. 

  



Gemeindeversammlung vom 23. Juni 2021 - Vorlagen des Gemeinderates Seite 33 

Traktandum 5: Neues Reglement über die familienergänzende Kinderbetreuung 

 

ANHANG 2 

 

Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung (FEB-Verordnung) 

(Die nachfolgend abgedruckte Verordnung dient zur Orientierung. Die Verordnung wird vom Ge-

meinderat beschlossen und nicht von der Gemeindeversammlung.) 

 

 
Der Gemeinderat von Gelterkinden, in Ausführung von § 6 des Gesetzes über die familienergänzende Kinderbetreuung 

vom 21. Mai 2015 (FEB-Gesetz), gestützt auf das Reglement über die familienergänzende Kinderbetreuung (FEB-

Reglement), beschliesst: 

 

A FINANZIELLE UNTERSTÜTZUNG 

 

Art. 1 Unterstützung durch die Gemeinde 

Die Gemeinde Gelterkinden unterstützt die familien- und schulergänzende Betreuung: 

a. in Kindertagesstätten mittels Betreuungsgutschriften; 

b. in Tagesfamilien gemäss Leistungsvereinbarung; 

c. für den Besuch des Mittagstisches im Primarstufenbereich mittels Objektfinanzierung. 

 

B KINDERTAGESSTÄTTE 

 

Art. 2 Antrag 
1 Die Erziehungsberechtigten reichen der Gemeinde einen Antrag für Betreuungsgutschriften ein. 

 
2 Dieser enthält die notwendigen Informationen (u. a. Bestätigung der Betreuungseinrichtung über den Betreu-

ungsort, -umfang und -beginn, Angaben zum Pensum der Erwerbstätigkeit, Tarif-Angaben über Beiträge des 

Arbeitgebers, Lohnausweis sowie Auszahlungsadresse). 

 
3 Mit dem Antrag wird den zuständigen Abteilungen der Gemeindeverwaltung die Ermächtigung erteilt, die zur 

Berechnung der Gutschrift notwendigen Daten (Einkommen und Vermögen, Erwerbspensum), unter Wahrung 

des Daten- und Persönlichkeitsschutzes, zu ermitteln und auszutauschen. 

 
4 Die Betreuungsgutschrift wird erstmals ab dem Monat ausbezahlt, nach welchem der Antrag vollständig ein-

gereicht wurde oder ab Beginn des Betreuungsverhältnisses, wenn dieses später erfolgt. 

 
5 Betreuungsgutschriften können von den Erziehungsberechtigten nicht rückwirkend nachgefordert werden. 

 
6 Bei fehlenden Angaben besteht kein Anspruch auf eine Betreuungsgutschrift. 

 
7 Den Erziehungsberechtigten wird eine Verfügung über die Höhe der Betreuungsgutschrift ausgestellt. 

 

Art. 3 Grundsätze bei der Berechnung der Betreuungsgutschriften 
1 Die Berechnung erfolgt auf Basis des massgebenden Einkommens gemäss Art. 7 FEB-Reglement einmal 

jährlich. 

 
2 Liegt keine rechtskräftige Steuerveranlagung vor, so wird das massgebende Einkommen durch die Gemeinde 

festgelegt. 

 
3 Bei Änderung der finanziellen Verhältnisse, die das massgebende Einkommen um mehr als 25% verändern, 

wird die Betreuungsgutschrift neu festgelegt. 

 
4 Unabhängig vom ermittelten Anspruch werden nie mehr Betreuungsstunden ausbezahlt als effektiv Betreu-

ungsstunden bei einer Betreuungseinrichtung bezogen werden. 

 
5 Bei der Berechnung der Betreuungsgutschriften werden von den Vollkosten der Betreuungseinrichtung die 

Mindestkostenbeteiligung der Erziehungsberechtigten und gegebenenfalls der Beitrag von Arbeitgebenden, 
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umgerechnet auf eine Betreuungsstunde, abgezogen. Die Höhe der Betreuungsgutschrift entspricht maximal 

dem daraus resultierenden Restbetrag. 

 

Art. 4 Höhe und Umfang der Betreuungsgutschriften 
1 Die Höhe der Betreuungsgutschriften richtet sich nach der Abstufung gemäss der Tarifordnung in Anhang 1. 

 
2 Die Erziehungsberechtigten zahlen im Minimum einen Beitrag (Mindestkostenbeteiligung) von CHF 2.00 pro 

Kind und Betreuungsstunde. 

 
3 Pro Betreuungstag werden maximal zehn Stunden Betreuung unterstützt. 

 
4 Der Umfang des Anspruchs auf Betreuungsgutschriften (maximaler Anspruch auf Betreuungsgutschrift in 

Stunden pro Jahr) richtet sich nach dem Pensum der Erwerbstätigkeit und ist aus der Tarifordnung in Anhang 

2 ersichtlich. 

 

Art. 5 Auszahlung 
1 Die Betreuungsgutschriften werden monatlich nach Bezug der Leistung an die Erziehungsberechtigten ausbe-

zahlt. Beträge unter CHF 10.00 pro Monat werden nicht ausbezahlt. 

 
2 Kommen die Erziehungsberechtigten ihren finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Betreuungseinrichtung 

nicht nach, kann eine Auszahlung der Betreuungsgutschriften direkt an die Betreuungseinrichtung erfolgen. 

 
3 Bei gemeindeeigenen Angeboten oder Angeboten, mit welchen die Gemeinde Gelterkinden direkt abrechnet, 

werden die Beiträge direkt verrechnet. 

 

Art. 6 Änderung der Verhältnisse 
1 Alle unterjährigen Veränderungen der für die Beurteilung der Anspruchsberechtigung und die Bemessung des 

Gemeindebeitrags relevanten Angaben sind durch die Erziehungsberechtigten umgehend der Gemeinde oder 

gegebenenfalls dem beauftragten Dritten zu melden.  

 Relevante Änderungen sind insbesondere: 

a. der Betreuungsumfang; 

b. die Anzahl Kinder im Haushalt; 

c. der Zivilstand, die gefestigte oder die nicht-gefestigte Lebensgemeinschaft; 

d. die zeitliche Beanspruchung durch eine Tätigkeit gemäss Art. 6 FEB-Reglement; 

e. das massgebende Einkommen gemäss Art. 7 FEB-Reglement. 

 
2 Die Antragstellenden müssen jede Änderung der Erwerbstätigkeit, des massgebenden Einkommens um mehr 

als +/- 25 %, des Betreuungsumfangs sowie die Beendigung des Betreuungsverhältnisses oder den Wegzug 

aus der Gemeinde Gelterkinden innert 10 Tagen nach der Änderung der Gemeinde melden. 

 
3 Verändern sich die finanziellen Verhältnisse unterjährig um mehr als 25 %, so wird das massgebende Ein-

kommen aufgrund der aktuellen Situation neu berechnet. Betreuungsgutschriften, die auf das neu ermittelte 

massgebende Einkommen angepasst wurden, gelten ab dem Zeitpunkt der eingetretenen Änderung. Ohne 

unterjährige Veränderung wird der Beitrag der Gemeinde jährlich per 1.7. neu berechnet. Die dazu erforderli-

chen Unterlagen sind bis 31.3. des jeweiligen Jahres der Gemeinde einzureichen. 

 
4 Erfolgt die Meldung der Erziehungsberechtigten nach dem Zeitpunkt der Änderung und sind die neu berech-

neten Betreuungsgutschriften höher, wird keine rückwirkende Zahlung geleistet. Fallen diese tiefer aus, kann 

die Differenz rückwirkend auf den Zeitpunkt der Änderung zurückgefordert werden. 

 
5 Eine Pflichtverletzung kann einen Leistungsausschluss zur Folge haben. 

 

Art. 7 Bedingungen für teilnehmende Betreuungseinrichtungen 
1 Für den Abschluss einer Leistungsvereinbarung mit der Gemeinde müssen die Betreuungseinrichtungen ins-

besondere folgende Mindestanforderungen erfüllen: 

a. Sie halten die Lohnempfehlungen für Mitarbeitende gemäss Berufsverbänden ein; 
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b. Sie geben statistische Angaben über die Betreuungsverhältnisse unter Wahrung des Daten- und Persön-

lichkeitsschutzes an die Gemeinde ab; 

c. Sie halten die administrativen Vorgaben für die Abwicklung von Betreuungsgutschriften ein; 

d. Sie erbringen die Betreuung in deutscher Sprache und verfügen bei Mehrsprachigkeit über ein Sprachför-

derungskonzept für Deutsch; 

e. Erziehungsberechtigten ohne Berechtigung auf Betreuungsgutschriften dürfen keine anderen Tarife als 

den Betreuungsgutschriften beziehenden Erziehungsberechtigten verrechnet werden. 

 
2 Zur Sicherung der Qualität kann die Gemeinde bei Betreuungsangeboten, für welche Betreuungsgutschriften 

geleistet werden, Kontrollen durchführen. 

 

C TAGESFAMILIE 

 

Art. 8 Angebot und finanzielle Unterstützung 

Die Gemeinde Gelterkinden kann mit Tagesfamilienorganisationen Leistungsvereinbarungen abschliessen, wel-

che die Angebote, die Anspruchsberechtigungen sowie die finanziellen Beiträge regeln. 

 

D SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

Art. 9 Inkrafttreten 

Die FEB-Verordnung wird per xx. xxxx 2021 in Kraft gesetzt. 

 

Beschlossen vom Gemeinderat Gelterkinden am xx. xxxxx 2021. 

 

 Gemeinderat Gelterkinden 

 Der Präsident: Der Verwalter: 

 Peter Gröflin Christian Ott 

 

Anhang 1 

 

Konkrete Abstufung der Gemeindebeiträge gemäss Art. 7 und 8 FEB-Reglement:  

 

Einkommenskategorie Massgebendes Einkommen 

[CHF] 

Höhe der Gutschrift 

[CHF/Stunde] 

1 0 – 5‘000 9 

2 5‘001 – 10‘000 9 

3 10‘001 – 15‘000 9 

4 15‘001 – 20‘000 9 

5 20‘001 – 25‘000 9 

6 25‘001 – 30‘000 9 

7 30‘001 – 35‘000 9 

8 35‘001 – 40‘000 9 

9 40‘001 – 45‘000 9 

10 45‘001 – 50‘000 8 

11 50‘001 – 55‘000 7 

12 55‘001 – 60‘000 6 

13 60‘001 – 65‘000 5 

14 65‘001 – 70‘000 4 

15 70‘001 – 75‘000 3 

16 75‘001 – 80‘000 2 

17 80‘001 – 85‘000 1 

18 85‘001 – 90‘000 1 

19 90‘001 - 95‘000 1 

20 95‘001 – 100‘000 1 

21 über 100‘000 0 
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Für Kinder unter 18 Monaten sowie Kinder mit besonderen Bedürfnissen gemäss Art. 3 Abs. 9 FEB-Reglement wird zu-

sätzlich CHF 2.00 pro Betreuungsstunde gewährt. Der zusätzliche Babytarif wird nur ausbezahlt, falls die Betreuungsin-

stitution effektiv einen "Babytarif" verrechnet. 

 

Anhang 2 

 

Zeitlicher Anspruch gemäss Art. 6 Abs. 3 FEB-Reglement: 

 

Erwerbspensum 

(zwei Personen im Haushalt) 

[%] 

Erwerbspensum 

(ein/e Erziehungsberechtigte/r im 

Haushalt) 

[%] 

Maximaler Anspruch von Betreu-

ungsstunden pro Jahr 

(10 Stunden/Tag) 

110 10 236 

120 20 472 

130 30 708 

140 40 944 

150 50 1‘180 

160 60 1‘416 

170 70 1‘652 

180 80 1‘888 

190 90 2‘124 

200 100 2‘360 

 


